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Bericht und Beschlussempfehlung 

des Finanzausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Feststellung ei-
nes Haushaltsplanes für das Haushaltsjahr 2023 
(Nachtragshaushaltsgesetz 2023) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 20/1270 

Der Finanzausschuss hat den ihm von der Landtagspräsidentin am 23. August 2023 
gemäß § 29 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Landtags übermittelten Entwurf eines 
Nachtragshaushalts für das Haushaltsjahr 2023, Drucksache 20/1270, am 31. August 
und 7. September 2023 beraten. 

Gegen die Stimme der FDP mit den Stimmen aller anderen Fraktionen empfiehlt der 
Ausschuss dem Landtag, den Gesetzentwurf Drucksache 20/1270 in der Fassung der 
rechten Spalte der nachfolgenden Gegenüberstellung anzunehmen; Änderungen ge-
genüber der Ursprungsvorlage sind durch Fettdruck kenntlich gemacht. 

Lars Harms 
Vorsitzender 
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Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 

Feststellung 
eines Haushaltsplanes für das Haushaltsjahr 2023 

(Nachtragshaushaltsgesetz 2023) 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Gesetzentwurf der Landesregierung: Ausschussvorschlag: 

§ 1 
Änderung des Haushaltsgeset-

zes 2023 

§ 1 
Änderung des Haushaltsgeset-

zes 2023 

1. In § 8 Absatz 18 wird folgender neuer Satz 
4 angefügt: 

1. § 8 Absatz 18 erhält folgende Fassung: 

 „Die zuständigen Fachministerien wer-
den ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium Verwaltungs-
vereinbarungen mit dem für Wirtschaft 
und Energie zuständigen Bundesminis-
terium zur Beteiligung am Förderpro-
gramm für Vorhaben von gemeinsamem 
Europäischen Interesse (Important Pro-
ject of Common European Interest - 
IPCEI) und/oder nach dem Temporary 
Crisis and Transition Framework 
(„TCTF“) abzuschließen. Der Anteil der 
Landesmittel an der jeweiligen, projekt-
bezogenen Gesamtfördersumme darf 
30 Prozent nicht übersteigen. Das Fi-
nanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des zuständigen Fachministeri-
ums die zur anteiligen Mitfinanzierung 
auf Basis der jeweiligen Verwaltungs-
vereinbarung erforderlichen Titel sowie 
Verpflichtungsermächtigungen mit den 
entsprechenden Haushaltsvermerken 
einzurichten sowie in zusätzliche Aus-
gaben und Verpflichtungen einzuwilli-
gen, soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. 

„Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
zur Unterstützung von Ansiedlungsvorha-
ben, die durch Mittel von IPCEI gefördert 

Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Unterstützung von Ansiedlungsvorhaben, 
die durch Mittel von IPCEI und/oder TCTF 
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werden sollen oder gefördert werden, im 
Kapitel 1111, Maßnahmegruppe 16 die er-
forderlichen Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermer-
ken einzurichten, umzusetzen und zu än-
dern sowie in zusätzliche Ausgaben und 
Verpflichtungen einzuwilligen, soweit die 
Finanzierung der Maßnahme gedeckt ist.“ 

gefördert werden sollen oder gefördert wer-
den, im Kapitel 1111, Maßnahmegruppe 16 
die erforderlichen Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den ent-
sprechenden Ansätzen und Haushaltsver-
merken einzurichten, umzusetzen und zu 
ändern sowie in zusätzliche Ausgaben und 
Verpflichtungen einzuwilligen, soweit die 
Finanzierung der Maßnahme gedeckt ist.“ 

2. In § 10 wird folgender neuer Absatz 5 an-
gefügt: 

2. In § 10 wird folgender neuer Absatz 5 an-
gefügt: 

„(5) Das Finanzministerium wird ermäch-
tigt, den Haushaltsvermerk bei Titel 1111 - 
461 01 zu ändern, um nicht verbrauchte 
Haushaltsmittel einer Rücklage für Folgen 
des anstehenden Tarifabschlusses sowie 
die daraus folgenden Auswirkungen von 
Besoldungs- und Versorgungsanpassun-
gen vollumfänglich zuzuführen.“ 

„(5) Das Finanzministerium wird ermäch-
tigt, den Haushaltsvermerk bei Titel 1111 - 
461 01 zu ändern, um nicht verbrauchte 
Haushaltsmittel einer Rücklage für Folgen 
des anstehenden Tarifabschlusses sowie 
für die Anpassung von Besoldung und 
Versorgung vollumfänglich zuzuführen.“ 

3. In § 27 wird folgender neuer Absatz 11 an-
gefügt: 

3.  unverändert 

„(11) Das Ministerium für Energiewende, 
Klimaschutz, Umwelt und Natur wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium direkt oder indirekt unter 
Beteiligung der Förderinstitute im Land Fi-
nanzmittelgebern die Übernahme entste-
hender Ausfälle von im Rahmen des Bürg-
schaftsprogramms Wärmenetze Schles-
wig-Holstein zugesagten Finanzmitteln (z. 
B. Krediten, Beteiligungskapital etc.) zu ge-
währleisten. Die Gesamthöhe der Ver-
pflichtungen aus den Sicherheitsleistungen 
des Landes darf 2.000.000.000 Euro nicht 
übersteigen. In Anspruch genommene 
Ermächtigungen aus Vorjahren sind anzu-
rechnen. Das Finanzministerium darf für 
die Gewährung der in Satz 1 genannten Si-
cherheitsleistungen auf Antrag erforderlich 
werdende Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermer-
ken einrichten, soweit die Finanzierung der 
Maßnahmen gedeckt ist.“ 

 

§ 2 
Inkrafttreten 

§ 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2023 in Kraft. 

unverändert 

 


